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Ar t . 1 Or g an isat ion  d er  Per son alv o r so r g e 

Verwendung der 
Vorsorgegelder 
für Wohneigen-
tum  

1 Nach Massgabe der Best im m ungen des BVG und des OR über die 
Wohneigentum sförderung m it  Mit teln der beruflichen Vorsorge kann 
der Versicherte bis drei Jahre vor Entstehung des Anspruchs auf Al-
tersleistungen  

• einen Bet rag bis zur Höhe seiner Freizügigkeitsleistung vorbe-
ziehen 
(Maxim albet rag gem äss Art . 2 Abs. 2) ;  

• den Anspruch auf Vorsorgeleistungen oder einen Bet rag bis 
zur Höhe seiner Freizügigkeitsleistung verpfänden. 

Als Entstehung des Anspruchs auf Altersleistungen gilt  das Erreichen 
des reglem entarischen ordent lichen Pensionsalters oder das Datum  
der voraussicht lichen vorzeit igen Pensionierung, falls dieses der St if-
tung bereits schrift lich m itgeteilt  wurde. 

Zulässiger Ver-
wendungszweck 

2 Der Vorbezug oder die Verpfändung ist  zulässig für  Wohneigentum 
zum  eigenen Bedarf im  In-  und Ausland, näm lich für  

• den Erwerb oder die Erstellung von Wohneigentum  

• Beteiligungen am  Wohneigentum 

• die Rückzahlung von Hypothekardarlehen. 
3 Die Verwendung für  andere Zwecke, beispielsweise für den ordent li-

chen Unterhalt  des Wohneigentum s oder die Bezahlung von Hypo-
thekarschuldzinsen, ist  nicht  zulässig. Die Mit tel der beruflichen Vor-
sorge dürfen gleichzeit ig nur für ein Objekt  verwendet  werden. 

Zulässiges 
Wohneigentum  

4 Als Wohneigentum  gilt  

• die Wohnung 

• das Einfam ilienhaus 

5 Für Ferienwohnungen ist  ein Vorbezug oder eine Verpfändung nicht  
m öglich. 

Zulässige  
Form en des 
Wohneigentum s 

6 Zulässige Form en des Wohneigentum s sind 

• das Alleineigentum 

• das Miteigentum  (Stockwerkeigentum )  

• das Gesam teigentum  unter Ehegat ten 

• das selbständige und dauernde Baurecht  

Diese Aufzählung ist  abschliessend. 

Zulässige  
Form en der  
Beteiligung 

7 Zulässige Form en der Beteiligung sind 

• Anteilscheine an einer Wohnbaugenossenschaft  

• Akt ien einer Mieter-Akt iengesellschaft  

• die Gewährung eines part iarischen Darlehens an einen ge-
m einnützigen Wohnbaut räger.  

Diese Aufzählung ist  abschliessend. 
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8 Das Wohneigentum  m uss vom  Versicherten genutzt  werden, und 

zwar an seinem  zivilrecht lichen Wohnsitz oder seinem  gewöhnlichen 
Aufenthaltsort . Dam it  ist  insbesondere die Verwendung als Ferien-
haus oder Zweitwohnung nicht  zulässig. 

9 I st  die Nutzung des Wohneigentum s durch den Versicherten vo-
rübergehend verunm öglicht  ( z. B. bei berufs-  oder gesundheitsbe-
dingter Abwesenheit ) , so ist  die Verm ietung während dieser Zeit  zu-
lässig. 

Eigenbedarf 

10 Der Ehegat te m uss dem  Vorbezug oder der Verpfändung schrift lich 
zust im m en. Jede nachfolgende Begründung eines Grundpfandrechts 
bedarf ebenfalls der schrift lichen Zust im m ung des Ehegat ten. Die 
Unterschrift  des Ehegat ten auf der Zust im m ung m uss am t lich be-
glaubigt  sein. Kann die Zust im m ung nicht  eingeholt  werden oder  
wird sie ohne t r ift igen Grund verweigert , so kann das Zivilgericht  
angerufen werden. 

Zust im m ung 
des Ehegat ten 

11 Besteht  eine Lebenspartnerschaft  nach gült igem  Vorsorgereglem ent ,  
so wird die Kapitalabfindung erst  ausgerichtet , wenn der Lebens-
partner m it  Unterschrift  bestät igt , über die Kapitalauszahlung infor-
m iert  worden zu sein, oder der Versicherte die Aufhebung der Le-
benspartnerschaft  m eldet . Die St iftung kann eine am t liche Beglau-
bigung oder eine andere Kont rolle der Unterschrift  verlangen. 

I nform at ion 
des Lebens-  
partners 

12 Im  Falle einer Unterdeckung kann die St iftung von ihrem  Recht  ge-
m äss Art .  30f BVG Gebrauch m achen und den Vorbezug für Wohn-
eigentum sförderung während der Dauer der Unterdeckung ein-
schränken. Ein Vorbezug wird in diesem  Fall vollständig verweigert ,  
wenn der Vorbezug der Rückzahlung von Hypothekardarlehen dient . 
Ein Vorbezug oder Verpfändung in allen anderen Fällen bleibt  m ög-
lich. 

13 Diese Massnahm e wird jeweils nach Ablauf von drei Jahren vom  
St iftungsrat  beurteilt  oder aufgehoben, wenn im  Beurteilungszeit -
punkt  keine Unterdeckung m ehr vorliegt . Die Ant ragsteller, deren 
Gesuch abgelehnt  wurde, werden bei Aufhebung der Massnahm e 
vom  St iftungsrat  orient iert .  

Einschränkun-
gen 

Ar t . 2 Vor b ezu g  

1 Für alle Vorbezüge gilt  ein Mindestbet rag von 20'000 Franken. Für 
den Erwerb von Anteilscheinen an Wohnbaugenossenschaften oder 
von anderen zulässigen Beteiligungen gem äss Art . 1 Abs. 7 gilt  kein 
Mindestbet rag. 

Mindestbet rag 
für den Vorbe-
zug 
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Maxim ale Höhe 
des Vorbezugs 

2 Vor Alter 50 kann ein Bet rag bis zur Höhe der Freizügigkeitsleistung 
bezogen werden. Ab Alter 50 darf höchstens der grössere der bei-
den folgenden Bet räge bezogen werden:  

• die Freizügigkeitsleistung im  Alter 50 

• die Hälfte der Differenz zwischen der Freizügigkeitsleistung im  
Zeitpunkt  des Vorbezugs und der für  das Wohneigentum  in 
diesem  Zeitpunkt  bereits eingesetzten Freizügigkeitsleistung. 

Allfällige Rückzahlungen und allfällige Vorbezüge oder Pfandverwer-
tungen werden angerechnet . 

Mehrm aliger  
Vorbezug 

3 Ein weiterer Vorbezug kann frühestens nach fünf Jahren geltend 
gem acht  werden. 

Auszahlung  
des Vorbezugs 

4 Die St iftung zahlt  den Vorbezug spätestens drei Monate nach Einrei-
chung der vollständigen Unterlagen aus. Die Vorsorgeeinrichtung 
zahlt  den Vorbezug gegen Vorweisen der entsprechenden Belege 
und im  Einverständnis des Versicherten direkt  an den Verkäufer, Er-
steller oder Darlehensgeber aus. 

Kürzung der 
Vorsorge-
leistungen 

5 Mit  dem  Vorbezug wird gleichzeit ig der Anspruch auf Vorsorge-
leistungen nach den versicherungstechnischen und reglem enta-
rischen Grundlagen gekürzt . Das Altersguthaben wird so gekürzt ,  
dass das Verhältnis zwischen dem  obligatorischen und dem  überob-
ligatorischen Altersguthaben konstant  bleibt . 

6 Der Versicherte hat  die Möglichkeit , zur Schliessung der durch den 
Vorbezug entstandenen Vorsorgelücken auf seine Kosten eine Zu-
satzversicherung bei einer Lebensversicherungsgesellschaft  (Ver-
m it t lung durch die St iftung)  abzuschliessen. 
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7 Der bezogene Bet rag m uss vom  Versicherten oder seiner Erben an 

die St iftung zurückbezahlt  werden, wenn 

• das Wohneigentum  veräussert  wird;  

• Rechte an diesem  Wohneigentum  eingeräum t  werden, die 
wirtschaft lich einer Veräusserung gleichkom m en;  

• bei Tod des Versicherten keine Vorsorgeleistung fällig wird. 

8 Die Übert ragung des Wohneigentum s an einen vorsorgerecht lich 
Begünst igten gilt  nicht  als Veräusserung. Für diese gilt  aber dieselbe 
Veräusserungsbeschränkung wie für den Versicherten. 

9 Bei Veräusserung des Wohneigentum s beschränkt  sich die Rückzah-
lungspflicht  auf den Er lös. Als Erlös gilt  der Verkaufspreis abzüglich 
der hypothekarisch gesicherten Schulden sowie der dem  Verkäufer 
vom  Gesetz auferlegten Abgaben. Die innerhalb von zwei Jahren vor 
der Veräusserung eingegangenen Darlehensverpflichtungen werden 
nur abgezogen, wenn der Versicherte nachweist , dass diese zur Fi-
nanzierung seines Wohneigentum s notwendig gewesen sind. 

10 Will der Versicherte den aus einer Veräusserung des Wohneigen-
tum s erzielten Erlös im  Um fang des Vorbezugs innerhalb von zwei 
Jahren wiederum  für sein Wohneigentum  einsetzen, so kann er die-
sen Bet rag einer Freizügigkeitseinrichtung überweisen. 

11 Der Versicherte kann den bezogenen Bet rag überdies freiwillig an 
die St iftung zurückzahlen. Das Recht  zur Rückzahlung besteht  

• bis drei Jahre vor Entstehung des Anspruchs auf Altersleistung  

• bis zum  Eint rit t  eines anderen Vorsorgefalls oder 

• bis zur Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung. 

12 Der Mindestbet rag für die Rückzahlung bet rägt  10'000 Franken. Be-
läuft  sich der ausstehende Vorbezug auf weniger als diesen Bet rag,  
so ist  die Rückzahlung in einem  Bet rag zu leisten. 

13 Mit  der Rückzahlung wird der Anspruch auf Vorsorgeleistungen nach 
den versicherungstechnischen und reglem entarischen Grundlagen 
erhöht . Die Gutschrift  erfolgt  im  gleichen Verhältnis wie die vorm ali-
ge Auszahlung. I st  der Anteil des obligatorischen Guthabens an ei-
nem  Vorbezug für die Wohneigentum sförderung nicht  m ehr erm it -
telbar, so erfolgt  die Gutschrift  anhand der aktuellen Aufteilung des 
Altersguthabens. 

Rückzahlung 
des Vorbezugs 

Ar t . 3 Ver p f än d u n g  

1 Zur Sicherung gewährter Hypotheken auf selbstgenutztem  Wohnei-
gentum  kann der Anspruch auf die Vorsorgeleistungen oder ein Be-
t rag m axim al in der Höhe der Freizügigkeitsleistung im  Zeitpunkt  
der Pfandverwertung, ab Alter 50 im  Maximum sinngem äss wie bei 
einem  Vorbezug (siehe Art . 2 Abs. 2) ,  verpfändet  werden. 

Maxim ale Höhe 
der Verpfän-
dung 
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Zust im m ung des 
Pfandgläubigers 

2 Soweit  die Pfandsum m e bet roffen ist , bedarf es der schrift lichen 
Zust im m ung des Pfandgläubigers für  

• die Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung;  

• die Auszahlung von Vorsorgeleistungen;  

• die Übert ragung eines Teils der Freizügigkeitsleistung infolge 
Scheidung oder gericht licher Auflösung einer einget ragenen 
Partnerschaft  auf eine Vorsorgeeinrichtung.  

3 Verweigert  der Pfandgläubiger die Zust im m ung, so wird der Bet rag 
von der St iftung sichergestellt . Der Richter entscheidet  über den An-
spruch des Pfandgläubigers. Wechselt  der Versicherte die Vorsorge-
einrichtung, so teilt  die St iftung dem  Pfandgläubiger m it , an wen 
und in welchem  Um fang die Freizügigkeitsleistung übert ragen wer-
den soll. Die bisherige Vorsorgeeinrichtung teilt  der neuen Vorsor-
geeinrichtung m it , dass eine Verpfändung vorliegt . 

Pfandverwer-
tung 

4 Bei der Verwertung des Pfandes vor dem  Vorsorgefall oder vor der 
Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung t reten die Wirkungen des 
Vorbezugs ein (vgl. Art .  2) . Die Leistungen der St iftung werden erst  
in diesem  Zeitpunkt  gekürzt . 

Ar t . 4 Sich er st e l lu n g  d es Vo r so r g ezw eck s 

Anm erkung im  
Grundbuch 

1 Die St iftung lässt  bei einem  Vorbezug oder einer Pfandverwertung 
im  Grundbuch eine Veräusserungsbeschränkung eint ragen. Die An-
m erkung darf auf Veranlassung des Versicherten gelöscht  werden, 
wenn eine der nachstehenden Bedingungen erfüllt  ist :  

• drei Jahre vor Entstehung des Anspruchs auf die ordent lichen 
reglem entarischen Altersleistungen 

• nach Eint r it t  eines anderen Vorsorgefalles 

• bei Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung 

• nach Rückzahlung des Bet rages an die St iftung oder an eine 
Freizügigkeitseinrichtung. 

Anteilscheine  
oder ähnliche 
Beteiligungen 

2 Der Erwerb von Anteilscheinen einer Wohnbaugenossenschaft  m it  
Vorsorgegeldern ist  nur zulässig, wenn das Reglem ent  der Wohn-
baugenossenschaft  vorsieht , dass die vom  Versicherten eingesetz-
ten Vorsorgegelder bei Aust r it t  aus der Genossenschaft  entweder 
einer anderen Wohnbaugenossenschaft  oder einem  anderen Wohn-
baut räger, von dem  der Versicherte eine Wohnung selbst  benutzt , 
oder einer Einrichtung der beruflichen Vorsorge überwiesen werden. 
Diese Best im m ung gilt  sinngem äss für Beteiligungen an einer Mie-
ter-Akt iengesellschaft  oder einem  anderen gem einnützigen Wohn-
baut räger.  

3 Erwirbt  der Versicherte m it  dem  Vorbezug Anteilscheine einer 
Wohnbaugenossenschaft  oder ähnliche Beteiligungen, so hat  er die-
se Dokum ente bei der St iftung zu hinterlegen. 



6 

Ar t . 5 Gel t en d m ach u n g  u n d  Nach w eis 

1 Der Versicherte hat  die Geltendm achung des Vorbezugs oder der 
Verpfändung der St iftung frühzeit ig und schrift lich anzuzeigen. 

Geltend-
m achung des 
Vorbezugs oder 
der Verpfän-
dung 

2 Der Versicherte hat  m it  hinreichenden Dokum enten den Nachweis 
zu erbringen, für welchen Zweck er die Mit tel der beruflichen Vor-
sorge verwendet  und dass diese in selbstgenutztes Wohneigentum  
invest iert  werden. Er stellt  der St iftung alle Unterlagen zur Verfü-
gung, welche diese zur Prüfung des Anspruchs bedarf ( z.B. Kaufver-
t rag, Darlehensvert rag, notarielle Bestät igung für Wohneigentum  im  
Ausland) . 

Nachweis 

Ar t . 6 St eu er l i ch e Best im m u n g en  

1 Die St iftung m eldet  den Vorbezug oder die Pfandverwertung der 
Freizügigkeitsleistung sowie die Rückzahlung von Bet rägen der Eid-
genössischen Steuerverwaltung innerhalb von 30 Tagen auf dem  
dafür vorgesehenen Form ular. 

Meldungen an 
die Eidgenössi-
sche Steuer-
verwaltung 

2 Der Vorbezug und der aus einer Pfandverwertung des Vorsorgegut -
habens erzielte Erlös sind als "Kapitalleistung aus Vorsorge" sofort  
steuerbar. Die Steuer kann nicht  m it  dem  Vorbezug oder m it  dem  
Vorsorgeguthaben verrechnet  werden, d.h. sie ist  aus anderen Mit -
teln des Versicherten aufzubringen. 

Sofort ige  
Steuerpflicht  

3 Die Steuerrückforderung bei Rückzahlung des Vorbezugs oder des 
Pfandverwertungserlöses ist  Sache des Versicherten.  

Rückerstat tung 
der Steuer 

4 Die Eidgenössische Steuerverwaltung führt  Buch über die gem elde-
ten Vorbezüge, Pfandverwertungen und Rückzahlungen. Die Vorsor-
geeinrichtung bestät igt  dem  Versicherten auf dessen schrift liches 
Ersuchen hin den Stand des im  Wohneigentum  invest ierten Vorsor-
gekapitals und weist  ihn auf die für die Rückerstat tung der bezahl-
ten Steuern zuständige Behörde hin. 

Buchführung 
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Ar t . 7 I n f o r m at ion  

I nform at ion  
durch die St if-
tung 

1 Auf schrift liche Anfrage hin oder bei Geltendm achung des Vor-
bezuges oder der Verpfändung inform iert  die St iftung den Versicher-
ten über:  

• das für Wohneigentum  zur Verfügung stehende Vorsorgegut -
haben 

• die Modalitäten bezüglich Vorbezug und Verpfändung 

• die m it  einem  Vorbezug oder einer Pfandverwertung verbun-
denen Leistungskürzungen 

• die Möglichkeiten zur Schliessung einer durch den Vorbezug 
entstehenden Lücke des Vorsorgeschutzes 

• die Steuerpflicht  bei einem  Vorbezug oder einer Pfandverwer-
tung 

• den bei Rückzahlung des Vorbezugs bestehenden Anspruch auf 
Rückerstat tung der bezahlten Steuern und die dabei zu be-
achtenden Fristen. Die St iftung hält  den Zeitpunkt  des Vorbe-
zugs und die Höhe der bis zu diesem  Zeitpunkt  erworbenen 
Freizügigkeitsleistung fest .  

2 Bei einem  Wechsel der Vorsorgeeinrichtung teilt  die St iftung der 
neuen Vorsorgeeinrichtung unaufgefordert  m it , in welchem  Um fang 
die Freizügigkeits-  oder die Vorsorgeleistung verpfändet  ist  oder Mit -
tel vorbezogen wurden. Sie teilt  der neuen Vorsorgeeinrichtung zu-
dem  den Zeitpunkt  des Vorbezugs und die Höhe der bis zu diesem  
Zeitpunkt  erworbenen Freizügigkeitsleistung inkl. Anteil des BVG-
Guthabens m it . 

Ar t . 8 Kost en b et ei l ig u n g  

Gebühren 1 Gebühren, Abgaben und sonst ige Kosten, die im  Zusam m enhang 
m it  einem  Vorbezug oder einer Verpfändung an Drit te zu leisten 
sind (z.B. für die Anm erkung im  Grundbuch, die Hinter legung von 
Anteilscheinen usw.) , sind durch den Versicherten zu t ragen. 

 

 

Dieses Regulat iv t r it t  m it  dem  Entscheid des St iftungsrates in Kraft . Änderungen sind der 
St iftungsaufsicht  zur Kenntnis zu bringen. 

 

Frauenfeld, den 1. Januar 2018 Der St iftungsrat  
 










